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«Bauern gegen Bauern»
Ist die Einsprache der Fenaco gegen das Projekt «Bio Gemüse Seeland» berechtigt? Oder ist die  
Wettbewerbsneutralität gegeben? Das haben die FN den Juristen Andreas Stöckli von der Uni Freiburg gefragt.

Etelka Müller

FREIBURG Der Grosse Rat 
sprach im Dezember 7,5 Millio-
nen Franken für das Projekt zur 
regionalen Entwicklung (PRE) 
«Bio Gemüse Seeland». Auf-
grund der finanziellen Beteili-
gung des Kantons steuert der 
Bund fast 9,4 Millionen Fran-
ken bei. Das Projekt stellt das 
Bio-Gemüse ins Zentrum und 
soll die Produktion, die Ver-
marktung, verschiedene Ver-
kaufsplattformen sowie touris-
tische Angebote rund um das 
Bio-Gemüse koordinieren. Die 
Genossenschaft Fenaco reichte 
im Januar jedoch Einsprache 
gegen das Projekt ein. Darin 
macht sie Wettbewerbsverzer-
rung geltend. 

Wichtige Akteure im Projekt 
sind die Produzentenorganisa-
tion Terraviva in Kerzers und 
Seeland Bio in Büchslen. Die 
Nachfrage nach Bio-Gemüse 
steige, die Infrastruktur sei am 
Anschlag. Teil des Projekts sind 
bauliche Erweiterungen bei 
Terraviva und bei Seeland Bio. 
Terraviva hat bereits die Baube-
willigung erhalten für einen 
Neubau nahe ihrem Standort in 
Kerzers. Seeland Bio möchte 
ein neues Gebäude in Ried er-
richten. Gelder von Bund und 
Kanton fliessen auch in diese 
zwei Teilprojekte für Gewerbe-
neubauten: 11,1 Millionen Fran-
ken für Terraviva und 1,7 Mil-
lionen Franken für Seeland  
Bio. 

Die Einsprache der Fenaco 
richtet sich insbesondere gegen 
die finanzielle Unterstützung 
für die Bauten, damit aber auch 
gegen das gesamte Projekt: «Da-
mit ein PRE-Projekt überhaupt 
bewilligt werden kann, muss si-
chergestellt sein, dass das Vor-
haben die Wettbewerbsneut-
ralität nicht verletzt», heisst es 
in der Einsprache.

Empört über Einsprache
Im Grossen Rat war die Sub-

ventionierung des Entwick-
lungsprojekts unbestritten. 
Grossrätin Bernadette Hänni 
aus Murten zeigte sich empört 
über die Einsprache: «Die Fena-
co ist im Vergleich zu den Bio-
Bauern ein Riese. Der Umsatz 
der Fenaco beträgt sieben Mil-
liarden, jener von Terraviva  
70 Millionen.» Es sei unverhält-
nismässig, von Wettbewerbs-
verzerrung zu sprechen. «Bau-

ern gegen Bauern» heisse es 
jetzt. Zudem vertreibe die Fena-
co grundsätzlich Produkte aus 
konventioneller Produktion.

Ist die Fenaco ein Konkurrent?
Projekte zur regionalen Ent-

wicklung (PRE) wurden im 
Rahmen der Agrarpolitik 2007 
eingeführt. Der Bund gewährt 
Beiträge zur Förderung von ein-
heimischen und regionalen 
Produkten. Im  Bundesgesetz 
über die Landwirtschaft wie 
auch in  der Strukturverbesse-
rungsverordnung des Bundes 
ist in Bezug auf Förderungsgel-
der von der besagten Wettbe-
werbsneutralität die Rede. 

«Darauf bezieht sich die Ein-
sprache der Fenaco», erklärt 
Andreas Stöckli, Professor für 
Staats- und Verwaltungsrecht 
der Universität Freiburg. «Es 
heisst dort, dass Investitions-
hilfen nur dann gewährt wer-
den, wenn im wirtschaftlich re-
levanten Einzugsgebiet keine 
direkt betroffenen Betriebe be-
reit und in der Lage sind, die 
vorgesehene Aufgabe gleich-
wertig zu erfüllen oder eine 
gleichwertige Dienstleistung zu 

erbringen.» Bei Projekten, die 
voraussichtlich erhebliche Aus-
wirkungen auf den Wettbewerb 
haben, sei es zielführend, so 
Stöckli, «in einer frühen Pla-
nungsphase die direkt betroffe-
nen Gewerbebetriebe und de-
ren gewerbliche Organisatio-

nen einzubeziehen, gemeinsam 
die Auswirkungen auf den 
Wettbewerb zu diskutieren und 
nach Möglichkeit Synergien zu 
finden». 

Weiter müsse vor dem Geneh-
migungsentscheid eine Ein-

sprachemöglichkeit für Kon-
kurrenten eröffnet werden.

Legitimiert für Einsprache
Im Amtsblatt von Anfang 

Dezember lag das Projekt, wie 
im Gesetz festgelegt, öffentlich 
auf. Damit sind Einsprachever-
fahren möglich. Fakt ist auch, 
dass die Fenaco in Ins eine 
Obst- und Gemüsezentrale be-
treibt, die sowohl Bio-Pro dukte 
als auch konventionelle Nah-
rungsmittel vertreibt. Auch 
wenn sich die Fenaco-Zentrale 
nicht im Kanton Freiburg be-
findet, sondern im nahe gele-
genen bernischen Ins, gehöre 
sie wohl zum «wirtschaftlich 
relevanten Einzugsgebiet», 
sprich zum Seeland. 

«Die direkt betroffenen Ge-
werbebetriebe beziehungswei-
se die Fenaco dürften legiti-
miert sein, Einsprache zu erhe-
ben. Die Einsprache der Fena-
co erscheint in der Sache nicht 
von vornherein aussichtslos», 
schätzt Andreas Stöckli die La-
ge ein. Laut Landwirtschafts-
direktor Didier Castella ist der 
Staatsrat nun daran, die Situa-
tion neu zu beurteilen. 

Die Genossenschaft Fena-
co gibt auf Anfrage keine 

detaillierten Umsatzzahlen  
zu Bio-Produkten bekannt.  
Auf wiederholte Nachfrage 
schreibt die Fenaco, dass sie in 
der Obst- und Gemüsezentrale 
Ins für 2021 mit einem Bio-
Umsatz von fünf Millionen 
Franken rechne. Hundert Pro-
zent der in Ins verarbeiteten 
Kartoffeln, Karotten und Zwie-
beln stammten aus biologi-
scher Produktion. Die Fenaco 
habe ihre Bio-Aktivitäten in 
den letzten zehn Jahren ge-
meinsam mit den Produzen-
tinnen und Produzenten stark 
ausgebaut. Die Marktnachfra-
ge nehme weiter zu, und dar-
auf stelle sich die Fenaco ein. 
In den letzten drei Jahren habe 
sich das Bio-Volumen in Ins 
verdoppelt.  emu

Genossenschaft

Fenaco setzt  
vermehrt  
auf Bio

Gemüseanbau auf Freiburger und Berner Boden im Grossen Moos. Bild Aldo Ellena/a

«Die direkt  
betroffenen  
Gewerbebetriebe 
beziehungsweise 
die Fenaco dürften 
legitimiert sein, 
Einsprache zu 
erheben.»
Andreas Stöckli
Professor für Staats- und 
Verwaltungsrecht

HFR nimmt  
Notfall-Initiative 
gelassen
FREIBURG Am Freitag war be-
kannt geworden, dass ein Bür-
gerkomitee eine Volksinitiative 
für eine 24-Stunden-Notfall-
versorgung und für eine bür-
gernahe Akutversorgung lan-
ciert. Annamaria Müller, Präsi-
dentin des HFR, zeigte sich da-
von nicht überrascht. Der Ver-
waltungsrat habe mit dem Ini-
tiativkomitee im Vorfeld ge-
sprochen. Beide Seiten hätten 
ihre Sicht der Dinge dargelegt. 
Dabei sei bei den Initianten ein 
deutlicher Frust über die 
Schliessung des Notfalls und 
der Operationssäle in Riaz und 
Tafers im Zuge der Corona-Kri-
se zu spüren gewesen. Das Vor-
gehen des Bürgerkomitees sei 
legitim, und der daraus entste-
hende demokratische Diskurs 
ermögliche es dem HFR, der 
Bevölkerung darzulegen, was 
ein 24-Stunden-Spitalnotfall 
tatsächlich bedeute.

«Die Vision 2030 sieht klar 
vor, dass wir die Gesundheits-
strategie nicht nur mit den me-
dizinischen Partnern, sondern 
auch mit der Bevölkerung ab-
stimmen. Denn sie ist es, die 
am Ende unsere Einrichtung 
besucht oder nicht», sagte Mül-
ler. Bis dahin sei die Reise aber 
noch weit. «Sie braucht ein Nar-
rativ, und die Initiative trägt 
vielleicht dazu bei, dieses zu 
entwickeln.» Bauchweh macht 
ihr die Initiative jedenfalls 
nicht. «Der Text ist sehr allge-
mein gehalten. Im Falle einer 
Annahme würde er uns nicht 
so einengen, dass wir unsere 
Strategie grundsätzlich nicht 
mehr umsetzen könnten.» Wel-
che Folgen der Verfassungsarti-
kel hätte, würde stark von sei-
ner Umsetzung auf Gesetzes-
ebene abhängen.  rsa

Express

Sanierung von 
Sportplatz liegt auf
WÜNNEWIL Im Februar  
2020 hat der Generalrat  
von Wünnewil-Flamatt die 
Sanierung des Fussballplatzes 
in Wünnewil genehmigt.  
Nun liegt das Projekt öffentlich 
auf, wie aus dem Amtsblatt 
hervorgeht. Geplant ist,  
dass ein Kunstrasen auf dem 
Hauptfeld verlegt wird.  
Die Kosten belaufen sich auf 
rund 1,4 Millionen Franken, 
diesem Bruttokredit stimmte 
der Generalrat letzten  
Winter zu. sf


